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AKTUELLE URTEILE



EUGH, URTEIL VOM 16.02.2017, AZ. C-641/15 – TV IN HOTELZIMMERN



EuGH, Urteil vom 16.02.2017, Az. C-641/15 – TV in Hotelzimmern

Das Verfahren spielt in Österreich. 

Die dortige Verwertungsgesellschaft Rundfunk machte 
Auskunftsansprüche betreffend die Anzahl der Zimmer, in denen 
Gäste Radio und Fernsehen empfangen könnten, gegenüber einem 
Hotel im Skiort Großarl im Bundesland Salzburg geltend.

TV IN HOTELZIMMERN



EuGH, Urteil vom 16.02.2017, Az. C-641/15 – TV in Hotelzimmern

Wiedergabe von TV- und Radiosendungen in Hotelzimmern ist 
keine öffentliche Wiedergabe im Sinne des Art. 8 Abs. 3 Richtlinie 
2006/115/EG.

Hotelzimmer ist kein Ort, der der Öffentlichkeit gegen Zahlung 
eines Eintrittsgeldes zugänglich ist.

In Österreich Voraussetzung für das ausschließliche Senderecht von 
Rundfunkunternehmen.

In Deutschland hat das Rundfunkunternehmen hingegen mehr  
ausschließliche Rechte:  Öffentliche Zugänglichmachung und 
öffentliche Wahrnehmbarmachung.

TV IN HOTELZIMMERN



§ 76a Abs. 1 UrhG – Österreich

Wer Töne oder Bilder durch Rundfunk oder auf eine ähnliche Art 
sendet (§ 17, Rundfunkunternehmer), hat mit den vom Gesetz 
bestimmten Beschränkungen das ausschließliche Recht, die 
Sendung gleichzeitig über eine andere Sendeanlage zu senden und 
zu einer öffentlichen Wiedergabe im Sinne des § 18 Abs. 3 an Orten 
zu benutzen, die der Öffentlichkeit gegen Zahlung eines 
Eintrittsgeldes zugänglich sind; der Rundfunkunternehmer hat 
weiter das ausschließliche Recht, die Sendung auf einem Bild- oder 
Schallträger (insbesondere auch in Form eines Lichtbildes) 
festzuhalten, diesen zu vervielfältigen, zu verbreiten und zur 
öffentlichen Zurverfügungstellung zu benutzen. Unter der 
Vervielfältigung wird auch die Benutzung einer mit Hilfe eines Bild-
oder Schallträgers bewirkten Wiedergabe zur Übertragung auf 
einen anderen verstanden.

TV IN HOTELZIMMERN

§ 87 Abs. 1 UrhG - Deutschland

Das Sendeunternehmen hat das ausschließliche Recht,

1. seine Funksendung weiterzusenden und öffentlich zugänglich 
zu machen,

2. seine Funksendung auf Bild- oder Tonträger aufzunehmen, 
Lichtbilder von seiner Funksendung herzustellen sowie die Bild-
oder Tonträger oder Lichtbilder zu vervielfältigen und zu 
verbreiten, ausgenommen das Vermietrecht,

3. an Stellen, die der Öffentlichkeit nur gegen Zahlung eines 
Eintrittsgeldes zugänglich sind, seine Funksendung öffentlich 
wahrnehmbar zu machen.

Ein einzelnes Recht



EuGH, Urteil vom 16.02.2017, Az. C-641/15 – TV in Hotelzimmern

Wiedergabe von TV- und Radiosendungen in Hotelzimmern ist 
keine öffentliche Wiedergabe im Sinne des Art. 8 Abs. 3 Richtlinie 
2006/115/EG.

Hotelzimmer ist kein Ort, der der Öffentlichkeit gegen Zahlung 
eines Eintrittsgeldes zugänglich ist.

In Österreich Voraussetzung für das ausschließliche Senderecht von 
Rundfunkunternehmen.

In Deutschland hat das Rundfunkunternehmen hingegen mehr  
ausschließliche Rechte:  Öffentliche Zugänglichmachung und 
öffentliche Wahrnehmbarmachung.

Ergebnis: Das Urteil wird keine wesentliche Auswirkung auf 
deutsche Sachverhalte haben.

TV IN HOTELZIMMERN



EUGH, URTEIL VOM 16.03.2017, AZ. C-138/16 – LEITUNGEN IM INLAND



EuGH, Urteil vom 16.03.2017, Az. C-138/16 – Leitungen im Inland

Klägerin ist eine urheberrechtliche Verwertungsgesellschaft. 
Beklagte betreibt in Zürs (Österreich) eine Kabelnetzanlage, mit 
deren Hilfe sie Fernseh- und Hörfunksendungen der nationalen 
Rundfunkanstalt (ORF) und von anderen Rundfunkanstalten 
überträgt. Angeschlossen sind etwa 130 Teilnehmer.

Klägerin begehrt von Beklagten Auskunft über die Zahl der 
Teilnehmer, die zu verschiedenen Bezugszeitpunkten an das von 
Kabelnetz angeschlossen waren und über die ausgestrahlten 
Inhalte. Darüber hinaus fordert sie die Zahlung eines 
angemessenen Entgelts nach Überprüfung der zu erteilenden 
Auskünfte.

LEITUNGEN IM INLAND



EuGH, Urteil vom 16.03.2017, Az. C-138/16 – Leitungen im Inland

Artikel 3 Abs. 1 der Richtlinie (…) ist dahin auszulegen, dass sie 
einer nationalen Regelung nicht entgegenstehen, die die 
gleichzeitige, unveränderte und vollständige Übermittlung von 
Rundfunksendungen der nationalen Rundfunkanstalt mit Hilfe von 
Leitungen im Inland als keine neue Wiedergabe ansieht.

In Österreich ist eine zeitgleiche und unveränderte Weitersendung 
als Teil der ursprünglichen Wiedergabe anzusehen, sofern dies mit 
Hilfe von Leitungen im Inland geschieht. 

Eine solche Klausel ist dem deutschen Recht jedoch fremd.

Ergebnis: Das Urteil wird keine unmittelbare Auswirkung auf 
deutsche Sachverhalte haben.

LEITUNGEN IM INLAND



OLG DÜSSELDORF, URTEIL VOM 12. JULI 2017, AZ.: VI-U (KART) 16/13



OLG Düsseldorf, Urteil vom 12. Juli 2017, Az.: VI-U (Kart) 16/13

Bis 2012 hatten öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten jährlich 
knapp € 20 Mio. an Kabelnetzbetreiber gezahlt, diesen Vertrag 
jedoch Anfang 2011 gekündigt.  Kündigung erfolgte aufgrund eines 
gemeinsamen Entschlusses der Rundfunkanstalten.

Die Zahlungen wurden entsprechend eingestellt.

EINSPEISEENTGELTE



OLG Düsseldorf, Urteil vom 12. Juli 2017, Az.: VI-U (Kart) 16/13

Kündigungen sind unwirksam, weil der gemeinsame Entschluss der 
Rundfunksender gegen § 1 GWB verstößt.  Gemeinsamer 
Entschluss stellt unzulässige Absprache dar.

Der Vertrag als solcher ist wirksam und begegnet keinen 
kartellrechtlichen Bedenken.  Kein Missbrauch und keine 
Diskriminierung durch Kabelnetzbetreiber.

Auch kein Verstoß gegen Entgeltvorgaben aus § 52d 
Rundfunkstaatsvertrag (HD-Entgelte).

Ergebnis: Einspeiseentgelte können vereinbart werden – auch mit 
öffentlich-rechtlichen Sendern.  Must Carry steht dem nicht 
entgegen.

EINSPEISEENTGELTE



BGH, URTEIL VOM 24. JANUAR 2017, AZ.: KZR 2/15



BGH, Urteil vom 24. Januar 2017, Az.: KZR 2/15

2003 erwarb Vodafone von der Telekom mehrere 
Regionalgesellschaften inkl. Anlagevermögen, das im Wesentlichen 
aus den Breitbandkabelnetzen bestand.

Die Kabelkanalanlagen hingegen verblieben im Eigentum der 
Telekom. Hierüber schlossen die Parteien Mietverträge ab, die 
bestimmte Entgelte für die Mitbenutzung der Kabelkanalanlagen 
vorsahen. 

Vodafone war der Ansicht, das vertraglich vereinbarte Entgelt sei 
deutlich überhöht und forderte die Rückzahlung der in der 
Vergangenheit gezahlten Entgelte sowie eine Anpassung künftiger 
Entgelte.

KABELKANÄLE



BGH, Urteil vom 24. Januar 2017, Az.: KZR 2/15

Relevanter Markt ist der Markt für die Zurverfügungstellung von 
Kabelanlagen, in denen die Breitbandkabel von Vodafone verlegt 
werden können. Auf diesem Markt habe die Telekom auch eine 
beherrschende Stellung.

Telekom war daher verpflichtet, Vodafone einen Zugang zu den 
Kabelkanälen zu angemessenen Bedingungen zu überlassen. Zu 
berücksichtigen sei, dass Mietpreis mit dem Kaufpreis verbunden 
war – aufgrund Kündigungsmöglichkeit von Vodafone kann jedoch 
Anpassung erfolgen.

Ergebnis: Marktbeherrschende Unternehmen sind nicht nur bei 
Neuverträgen, sondern auch kündbaren Altverträgen zur 
Gewährung von angemessenen Bedingungen sowie Zugang 
verpflichtet.

KABELKANÄLE



LG HAMBURG, URTEIL VOM 10. JULI 2017, AZ.: 315 O 201/16



LG Hamburg, Urteil vom 10. Juli 2017, Az.: 315 O 201/16

Deutsche Wohnungsbaugesellschaft und TK-Betreiber streiten über 
Pflicht des TK-Betreibers zur Zahlung eines Entgelts für die Nutzung 
der Inhouse Verkabelung.  Grundlage sind Gestattungsverträge und 
Eigentümererklärungen.  

Wohnungsbaugesellschaft kündigte diese Verträge Ende 2014 und 
unterbreitet Angebot zur fortgesetzten Nutzungserlaubnis gegen 
Entgeltzahlung.  TK-Betreiber lehnte ab und setzte Nutzung fort.

INHOUSE VERKABELUNG



LG Hamburg, Urteil vom 10. Juli 2017, Az.: 315 O 201/16

Landgericht lehnt Anspruch auf Zahlung ab.  Der TK-Betreiber habe 
keine Bereicherung auf Kosten der Wohnungsbaugesellschaft 
erlangt.

Inhouse-Verkabelung steht in Eigentum des TK-Betreibers, der es 
dort verlegt hat.  Die Verkabelung ist nur zu einem 
vorübergehenden Zweck mit dem Gebäude verbunden (vertraglich 
vorgesehen).  TK-Betreiber hat daher Nutzung der Gebäude 
erlangt.

Diese Nutzung hat er jedoch nicht auf Kosten der Wohnungsbau-
gesellschaft erlangt. Nutzung der Gebäude habe keinen 
Verkehrswert – Verkehrswert für Nutzung von Inhouse-Verkabelung 
ist nicht heranzuziehen.

Ergebnis: Sofern vertraglich nicht vereinbart, ist für Nutzung von 
Gebäuden durch eigene Inhouse-Verkabelung des TK-Betreibers 
keine Vergütung zu zahlen.

INHOUSE VERKABELUNG



M&A IM KABELSEKTOR



„Konsolidierung im deutschen Breitbandmarkt 
steht bevor“

Peter Marwan
Redakteur ZDNet

M&A IM KABELSEKTOR



M&A IM KABELSEKTOR



M&A IM KABELSEKTOR
Marktanteile 2009

KDG Unitymedia Tele Columbus Pepcom Kabel BW Primacom DTK Sonstige



M&A IM KABELSEKTOR
Marktanteile 2017

KDG Unitymedia Tele Columbus Sonstige



Motive für einen Zukauf

• Erschließung neuer Märkte und Kundengruppen

• Verringerung des Wettbewerbsdrucks

• Erwerb von Know-how oder Gewerblichen Schutzrechten

• Ausweitung der angebotenen Produktpalette

• Erschließung von Rationalisierungspotenzialen

Motive für Verkauf

• Abstoßen eines nicht lukrativen Unternehmens(teils)

• Realisierung von Wertsteigerungen

• Finanzierung von Wachstum des restlichen Unternehmens

• Konzentration auf Kernkompetenz

• Ruhestand / Lösung von Nachfolgeproblematik

M&A IM KABELSEKTOR



M&A IM KABELSEKTOR

Käufer- bzw. 
Objektsuche

Due Diligence
Vertragsverhandlung 

& Signing
Integration

Externer Berater Externer Berater Externer Berater Externer Berater
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